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Neufassung 
Tischvorlage für die Sitzung des Senats am 10. Juli 2012 

 
 

„Betriebskosten von Kindertagesstätten“ 
(Anfrage für die Fragestunde der Bremischen Bürgerschaft (Landtag)) 
 
 
Die Fraktion der CDU hat folgende Anfrage für die Fragestunde gestellt: 
 
„Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche Mehreinnahmen hat das Land Bremen in den Jahren 2008 bis 2011 jeweils 

aus der Neuverteilung der Umsatzsteuerpunkte, mit denen sich der Bund an den 
zusätzlich entstehenden Betriebskosten durch den U3-Ausbau beteiligt, erhalten? 

 
2. Welche Summen bzw. welcher prozentuale Anteil dieser Gelder sind 2008 bis 2011 

jeweils über die kommunalen Haushalte Bremens und Bremerhavens in den Betrieb 
von Kindertagesstätten geflossen? 

 
3. Mit welchen zusätzlichen Einnahmen aus der Neuverteilung der Umsatzsteuerpunkte 

plant das Land Bremen für die Jahre 2012 und 2013 und wofür soll diese ausgegeben 
werden?“ 

 
 
Der Senat beantwortet die Anfrage wie folgt: 
 
Zu Frage 1: 
 
Die Neuverteilung der Umsatzsteuerpunkte hat erst im Jahr 2009 eingesetzt. Im Jahr 2009 
hat der Bund sich auf diese Weise mit 1,04 Millionen Euro an den zusätzlichen 
Betriebskosten beteiligt, im Jahr 2010 mit 2,08 Millionen Euro und 2011 schließlich mit 3,64 
Millionen Euro.  
 
Zu Frage 2:  
 
Der Aufteilungsschlüssel richtet sich nach der Zahl der Kinder in den Stadtgemeinden. 
Danach fließen 82 Prozent der Gelder in den kommunalen Haushalt der Stadt Bremen, 18 
Prozent in den kommunalen Haushalt der Stadt Bremerhaven. Die Weiterleitung an die 
beiden Kommunen erfolgt in voller Höhe. 
 
Zu Frage 3:  
Für 2012 plant das Land Bremen mit 5,2 Millionen Euro zusätzlicher Einnahmen aus der 
Neuverteilung der Umsatzsteuerpunkte, für 2013 mit 7,3 Millionen, und in den folgenden 
Jahren mit jeweils 8 Millionen Euro. In den beiden kommunalen Haushalten werden diese 
Mittel zweckentsprechend verwendet. Die Zusagen der Bundesregierung in der Sitzung des 
Bundesrates am 29. Juni 2012 im Zusammenhang mit dem Fiskalpakt, die Mittel weiter zu 
erhöhen, sind darin noch nicht enthalten. 
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